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Streit um Heckenpflege:
Grundstückseigentümer weigert sich zu

zahlen
Ein Grundstücksbesitzer aus Coesfeld kämpft vor dem

Verwaltungsgericht Münster gegen eine Rechnung über
2.762,66 Euro für Heckenschnitt am Radweg.

Streitfall um Heckenschnitt wirft Fragen zur
Verantwortung auf

Die Diskussion um die Pflege öffentlicher Flächen führt oft zu
Konflikten, wie ein aktueller Fall im Münsterland zeigt. Ein
Grundstückseigentümer aus dem Kreis Coesfeld sieht sich mit
einer Rechnung von fast 3000 Euro konfrontiert, die sich aus der
Pflege von Hecken ergab, die in einen öffentlichen Radweg
ragen.

Das vorliegende Problem

Am Donnerstag, um 11 Uhr, wird das Verwaltungsgericht
Münster entscheidend darüber verhandeln, ob der Kläger für die
Kosten eines Heckenschnitts auf seinem Grundstück aufkommen
muss. Hintergrund ist die Aufforderung des Landesbetriebs
Straßen NRW im August 2022, eine Hecke zurückzuschneiden.
Da der Eigentümer dieser Aufforderung nicht nachkam, wurde
im November 2022 eine Fachfirma mit dem Heckenschnitt
beauftragt, was letztendlich zu der strittigen Rechnung von
2762,66 Euro führte.

Historische Praktiken der Pflege



Der Kläger argumentiert, dass in der Vergangenheit der
Landesbetrieb diese Arbeiten stets ohne zusätzliche Kosten für
ihn durchgeführt hatte. Dieses Argument könnte entscheidend
für die Beurteilung des Falls werden, da es die Frage aufwirft,
inwiefern solche Unterstützungsleistungen für
Grundstückseigentümer zu einer Regel werden dürfen oder ob
eine gesetzliche Regelung hier erforderlich ist.

Ein Fall mit breiteren Implikationen

Dieser Streit ist nicht nur ein Einzelfall, sondern spiegelt ein
größeres Problem wider: die Verantwortung für die Pflege
öffentlicher Flächen. In Städten und Gemeinden entstehen
immer wieder ähnliche Konflikte, die die Bürger im Umgang mit
öffentlichen Infrastrukturen vor Herausforderungen stellen. Die
Klärung der Zuständigkeiten könnte künftig zahlreiche ähnliche
Auseinandersetzungen verhindern und mehr Transparenz
schaffen.

Das Urteil des Gerichts

Ob das Gericht bereits in der mündlichen Verhandlung über den
Fall entscheiden wird, bleibt unklar. Ein Urteil könnte
möglicherweise weitreichende Folgen haben und somit zur
Klärung der rechtlichen Rahmenbedingungen rund um die Pflege
öffentlicher und privater Flächen beitragen. Es wäre ein
wichtiger Schritt in Richtung einer klareren Regelung, die sowohl
den Eigentümern als auch den Gemeinden zugutekommt.

Der aktuelle Fall in Münster verdeutlicht die Komplexität der
Aufgaben, die mit öffentlichen Verkehrswegen verbunden sind,
und die damit einhergehenden rechtlichen Fragestellungen, die
nicht nur lokale Bedeutung haben, sondern auch für andere
Regionen von Relevanz sein könnten.
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